
Ergänzende Bedingungen  
der VersorgungsBetriebe Elbe GmbH 
 
zu der "Verordnung über Allgemeine Bedingungen für den Netzanschluss und  
dessen Nutzung für die Gasversorgung in Niederdruck (Niederdruckanschluss- 
verordnung – NDAV) vom  1. November 2006 (BGBl. I S. 2477, 2485), 
zul. geänd. durch Artikel 8 des Gesetzes vom 29. August 2016 (BGBl. I S. 2034) 
 
für das Netzgebiet der VersorgungBetriebe Elbe GmbH (Stadt Lauenburg/Elbe, Amt Lütau  
(außer Schnakenbek), Zweedorf, Schwanheide, Gresse und Stadt Boizenburg/Elbe, Nostorf, Rensdorf, Bickhusen) 

 

 

 

Stand: 01.02.2017 

 

1. Art des Netzanschlusses gemäß § 7 NDAV 

1.1 Der Brennwert des Erdgases beträgt durch-
schnittlich 11,250 kWh/m3 mit einer Schwan-
kungsbreite zwischen 11,000 kWh/ m3 und 
11,400 kWh/ m3 (Erdgasqualität: H-Gas). Der Ru-
hedruck beträgt 23 mbar.  
 

1.2 Bei einer Umstellung der Gasart werden die 
Belange des Anschlussnehmers, soweit möglich, 
angemessen berücksichtigt.  
 

1.3 Herstellung und Veränderung des Netzanschlus-
ses sowie eine Erhöhung der Leistung am Netz-
anschluss sind vom Anschlussnehmer unter Ver-
wendung der zur Verfügung gestellten Formulare 
zu beantragen. 
 

1.4 Jedes Grundstück, das eine selbstständige wirt-
schaftliche Einheit bildet, und jedes Gebäude, 
dem eine eigene Hausnummer zugeteilt wurde, 
ist über einen eigenen Netzanschluss an das 
Versorgungsnetz anzuschließen, soweit keine  
berechtigten Interessen des Anschlussnehmers 
(wie z.B. eine rechtlich zulässige bauliche Ver-
bindung zwischen den Gebäuden) oder des 
Netzbetreibers entgegenstehen. 
 

2.  Netzanschluss gemäß §§ 5-9 NDAV 
 

Für die Herstellung sowie Veränderungen des 
Netzanschlusses auf Veranlassung des An-
schlussnehmers sind folgende Unterlagen einzu-
reichen: 

 
a) Lageplan 1:500 über das zu versorgende 

Grundstück. Der Lageplan muss das Grund-
stück mit allen Grenzen und Gebäuden voll-
ständig darstellen. 
 

b) eine Gebäudezeichnung 1:100 mit Angabe 
des vorgesehenen Anschlussraumes oder 
der Hausanschlussnische nach DIN 18012. 

 
 

c) Angaben über die Leistung der beantragten 
Gasversorgung.        
 
 

3.         Zahlungspflichten 
 

Für den erstmaligen Anschluss und bei einer Er-
höhung oder Änderung der Leistungsanforderung 
sind vom Anschlussnehmer die Kosten für die 
Herstellung oder Änderung des Netzanschlusses 
gemäß § 9 NDAV zu zahlen. 
 

4.         Baukostenzuschuss (BKZ) gemäß § 11 NDAV 
 
Ein Baukostenzuschuss (BKZ) wird im Anwen-
dungsbereich der NDAV derzeit nicht erhoben.  

5.             Kosten gemäß § 9 NDAV 

5.1 Der Anschlussnehmer erstattet dem Netzbetrei-
ber die Kosten für die Herstellung des Netzan-
schlusses.  

5.2 Der Anschlussnehmer erstattet dem Netzbetrei-
ber weiterhin die Kosten für Änderungen des 
Netzanschlusses, die durch eine Änderung oder 
Erweiterung der Kundenanlage erforderlich oder 
aus anderen Gründen vom Anschlussnehmer 
veranlasst werden. Wird der Netzanschlussver-
trag gekündigt und/oder der Netzanschluss vom 
Netz getrennt und zurückgebaut, trägt der An-
schlussnehmer die Kosten für die Trennung des 
Netzanschlusses vom Netz sowie dessen Rück-
bau. 

5.3 Die Kosten werden auf der Grundlage der durch-
schnittlich für vergleichbare Netzanschlüsse (z.B. 
nach Art und Querschnitt) entstehenden Kosten 
pauschal gemäß Preisblatt (Anlage 1) berechnet. 
Dabei sind die wesentlichen Berechnungsbe-
standteile im Preisblatt (Anlage 1) ausgewiesen. 
Eigenleistungen des Anschlussnehmers werden 
gemäß Preisblatt (Anlage 1) angemessen be-
rücksichtigt. 

5.4 Für Netzanschlüsse, die nach Art, Dimension und 
Lage von üblichen Netzanschlüssen wesentlich 
abweichen, treten an die Stelle der oben genann-
ten Beträge die im Einzelfall ermittelten Kosten. 

5.5 Verändern sich die Eigentumsverhältnisse nach-
träglich in der Art und Weise, dass der Netzan-
schluss über Grundstücke Dritter verläuft, ist der 
Anschlussnehmer verpflichtet, die Kosten einer 
deswegen erforderlichen Verlegung zu tragen, 
insbesondere wenn der Dritte berechtigt die Ver-
legung des Netzanschlusses oder von Leitungen 
auf Kosten des Netzbetreibers fordert.  

6.           Vorauszahlungen für Netzanschlusskosten und 
BKZ; §§ 9 Abs. 2; 11 Abs. 5 NDAV 

6.1  Der Netzbetreiber verlangt für die Herstellung 
oder Änderung des Netzanschlusses Vorauszah-
lungen, wenn nach den Umständen des Einzelfal-
les Grund zu der Annahme besteht, dass der An-
schlussnehmer seinen Zahlungsverpflichtungen 
nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt. Der 
Netzbetreiber nimmt einen solchen Fall regelmä-
ßig an, wenn derselbe Anschlussnehmer inner-
halb der letzten 24 Monate seinen Verbindlichkei-
ten gegenüber dem Unternehmen des Netzbe-
treibers nicht, unvollständig oder teilweise nur 
aufgrund von Mahnungen nachgekommen ist. 
Unter den gleichen Voraussetzungen wird der 
Netzbetreiber eine Vorauszahlung für den BKZ 
verlangen.  

6.2  Werden von einem Anschlussnehmer mehrere 
Netzanschlüsse beantragt, kann der Netzbetrei-
ber angemessene Abschlagszahlungen verlan-
gen. 

7.          Inbetriebsetzung der Gasanlage gemäß            
§ 14 NDAV 

7.1  Jede Inbetriebsetzung der Gasanlage erfolgt 
gemäß § 14 NDAV und ist beim Netzbetreiber un-
ter Verwendung eines von diesem zur Verfügung 
gestellten Vordruckes über einen zugelassenen 
Installateur zu beantragen.  



 
 
 
 
 
 
 
 

 
   
 

 

7.2 Für jede Inbetriebsetzung der Gasanlage durch 
den Netzbetreiber werden die hierfür entstehen-
den Kosten pauschal gemäß Preisblatt (Anlage 1) 
in Rechnung gestellt.  

7.3  Für jeden vergeblichen Versuch einer von ihm 
beantragten Inbetriebsetzung der Gasanlage ist 
ein pauschales Entgelt gemäß Preisblatt (Anlage 
1) zu zahlen, wenn die Inbetriebsetzung aufgrund 
von Mängeln an der Anlage oder aus anderen 
vom Anschlussnehmer verursachten Gründen 
nicht möglich ist. Die Pauschale muss einfach 
nachvollziehbar sein und darf den nach dem ge-
wöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden 
Schaden nicht übersteigen. Der Anschlussneh-
mer hat das Recht, nachzuweisen, dass Kosten 
überhaupt nicht entstanden oder wesentlich nied-
riger sind, als es die Pauschale ausweist.  

8.      Unterbrechung des Netzanschlusses gemäß      
§ 24 NDAV 

8.1  Die Kosten einer Unterbrechung und Wiederher-
stellung des Anschlusses und der Anschlussnut-
zung gemäß § 24 NDAV sind dem Netzbetreiber 
vom Anschlussnehmer oder -nutzer oder im Falle 
des § 24 Abs. 3 NDAV vom Lieferanten oder An-
schlussnutzer zu ersetzen. Werden die Kosten 
dem Anschlussnehmer oder -nutzer in Rechnung 
gestellt, erfolgt dies pauschal gemäß Preisblatt 
(Anlage 1). Die Pauschale muss einfach nach-
vollziehbar sein und darf den nach dem gewöhn-
lichen Lauf der Dinge zu erwartenden Schaden 
nicht übersteigen. Dem Anschlussnehmer oder -
nutzer ist der Nachweis, dass die Kosten über-
haupt nicht entstanden oder niedriger entstanden 
sind, gestattet. 

8.2  Die Aufhebung der Unterbrechung setzt voraus, 
dass die Gründe für die Einstellung vollumfäng-
lich entfallen sind und wird vom Netzbetreiber von 
der Bezahlung der Unterbrechungs- und Wieder-
herstellungskosten abhängig gemacht.   

8.3  Ist die Durchführung einer Unterbrechung oder 
Wiederherstellung der Versorgung trotz ord-
nungsgemäßer Termin- und Ersatzterminankün-
digung unmöglich, kann der Netzbetreiber dem 
Anschlussnehmer oder -nutzer, gegenüber dem 
die Ankündigung erfolgte, die dadurch entste-
henden Kosten pauschaliert gemäß Preisblatt 
(Anlage 1) berechnen, es sei denn, der An-
schlussnehmer oder -nutzer hat die Umstände, 
die zur Entstehung dieser Kosten geführt haben, 
nicht zu vertreten. Die Pauschale muss einfach 
nachvollziehbar sein und darf den nach dem ge-
wöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden 
Schaden nicht übersteigen. Der Anschlussneh-
mer oder -nutzer hat das Recht, nachzuweisen, 
dass Kosten überhaupt nicht entstanden oder 
wesentlich niedriger sind, als es die Pauschale 
ausweist. 

9.            Verlegung von Mess- und Steuereinrichtungen 

Der Anschlussnehmer hat die Kosten für die Ver-
legung der Mess- und Steuereinrichtungen des 
Netzbetreibers gemäß § 22 Abs. 2 Satz 6 NDAV 
zu tragen. Diese sind dem Netzbetreiber pau-
schaliert gemäß Preisblatt (Anlage 1) zu erstat-
ten. 

10. Technische Anschlussbedingungen gemäß     
 § 20 NDAV 

 Die technischen Anforderungen des Netzbetrei-
bers an den Netzanschluss und andere Anlagen-
teile sowie an den Betrieb der Gasanlagen regeln 
sich nach den geltenden DVGW-Arbeitsblättern. 
Die DVGW-Arbeitsblätter können beim Netzbe-
treiber eingesehen werden. 

11.  Zahlung und Verzug, Mahnkostenpauschale 
gemäß § 23 NDAV  

11.1  Rechnungen des Netzbetreibers werden zwei 
Wochen nach Zugang der Zahlungsaufforderung, 
Abschlagszahlungen werden zu dem vom Netz-
betreiber nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) 
festgelegten Zeitpunkt fällig, frühestens jedoch 
zwei Wochen nach Zugang der erstmaligen Zah-
lungsaufforderung. Bei Zahlungsverzug kann der 
Netzbetreiber, wenn er erneut zur Zahlung auf-
fordert oder den Betrag durch einen Beauftragten 
einziehen lässt, die dadurch entstandenen Kos-
ten pauschal gemäß Preisblatt (Anlage 1) be-
rechnen. Die Pauschale muss einfach nachvoll-
ziehbar sein und darf den nach dem gewöhnli-
chen Lauf der Dinge zu erwartenden Schaden 
nicht übersteigen. Der Anschlussnehmer 
/Anschlussnutzer hat das Recht, nachzuweisen, 
dass ein Verzugsschaden überhaupt nicht oder 
wesentlich niedriger entstanden ist, als es die 
Pauschale ausweist. 

11.2  Rechnungsbeträge und Abschläge sind für den 
Netzbetreiber kostenfrei zu entrichten. Maßgeb-
lich für die rechtzeitige Erfüllung der Fälligkeits-
termine ist der Eingang der Zahlung beim Netz-
betreiber. 

12. Datenschutz/Bonitätsprüfung/Widerspruchs-
recht 

12.1 Der Netzbetreiber erhebt, verarbeitet und nutzt 
personenbezogene Daten des Kunden (insbe-
sondere die Angaben des Anschlussneh-
mers/Anschlussnutzers im Zusammenhang mit 
dem Vertragsschluss) zur Begründung, Durchfüh-
rung oder Beendigung des Netzanschluss-
/Anschlussnutzungsverhältnisses nach Maßgabe 
der datenschutzrechtlichen Bestimmungen. 

12.2 Der Netzbetreiber behält sich insbesondere vor, 
zum Zweck der Entscheidung über die Begrün-
dung, Durchführung oder Beendigung des Netz-
anschlussvertrages die Bürgel Wirtschaftsinfor-
mationen GmbH & Co. KG, Postfach 500166, 
22701 Hamburg, die in ihrer Datenbasis zum An-
schlussnehmer/Anschlussnutzer gespeicherten 
Adress- und Bonitätsdaten einschließlich solcher, 
die auf der Basis mathematisch-statistischer Ver-
fahren ermittelt werden, zur Verfügung stellen, 
sofern der Netzbetreiber sein berechtigtes Inte-
resse dargelegt hat. Zum Zweck der Entschei-
dung über die Begründung, Durchführung oder 
Beendigung des Netzanschlussvertrages erhebt 
oder verwendet die Bürgel Wirtschaftsinformatio-
nen GmbH & Co. KG Wahrscheinlichkeitswerte, 
in deren Berechnung unter anderem Anschriften-
daten einfließen. 



 
 
 
 
 
 
 
 

 
   
 

 

12.3 Der Anschlussnehmer/Anschlussnutzer kann 
jederzeit der Verarbeitung und Nutzung seiner 
Daten für Zwecke der Werbung oder der Markt- 
oder Meinungsforschung gegenüber dem Netz-
betreiber widersprechen; telefonische Werbung 
durch den Netzbetreiber erfolgt zudem nur mit 
vorheriger ausdrücklicher Einwilligung des An-
schlussnehmers/Anschlussnutzers. 

13. Hinweis zum Streitbeilegungsverfahren (gilt 
nur für Verbraucher i.S.d. § 13 BGB)  

                Energieversorgungsunternehmen und Messstel-
lenbetreiber (Unternehmen) sind verpflichtet, Be-
anstandungen von Verbrauchern im Sinne des    
§ 13 BGB (Verbraucher), insbesondere zum Ver-
tragsabschluss oder zur Qualität von Leistungen 
des Unternehmens (Verbraucherbeschwerden), 
die den Anschluss an das Versorgungsnetz, die 
Belieferung mit Energie oder die Messung der 
Energie betreffen, im Verfahren nach § 111a 
EnWG innerhalb einer Frist von vier Wochen ab 
Zugang beim Unternehmen zu beantworten. Ver-
braucherbeschwerden sind zu richten an: Versor-
gungsBetriebe Elbe GmbH, Hamburger Str. 9-11, 
21481 Lauenburg/Elbe, Tel. 04153/595-0,          
E-Mail: info@versorgungsbetriebe-elbe.de. 

 Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlichtungs-
stelle nach § 111b EnWG zur Durchführung eines 
Schlichtungsverfahrens anzurufen, wenn das Un-
ternehmen der Beschwerde nicht innerhalb der 
Bearbeitungsfrist abgeholfen hat oder erklärt hat, 
der Beschwerde nicht abzuhelfen. § 14 Abs. 5 
VSBG bleibt unberührt. Das Unternehmen ist 
verpflichtet, an dem Verfahren bei der Schlich-
tungsstelle teilzunehmen. Die Einreichung einer 
Beschwerde bei der Schlichtungsstelle hemmt die 
gesetzliche Verjährung gemäß § 204 Abs. 1 Nr. 4 
BGB. Das Recht der Beteiligten, die Gerichte an-
zurufen oder ein anderes Verfahren (z.B. nach 
dem EnWG) zu beantragen, bleibt unberührt.  

 Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind 
derzeit: Schlichtungsstelle Energie e.V., Fried-
richstraße 133, 10117 Berlin, Telefon: +49 (0) 
30/2757240–0, Telefax: 030/2757240-69, E-Mail: 
info@schlichtungsstelle-energie.de; Homepage: 
www.schlichtungsstelle-energie.de 

Allgemeine Informationen zu Verbraucherrechten 
sind erhältlich über den Verbraucherservice der 
Bundesnetzagentur für den Bereich Elektrizität 
und Gas, Postfach 8001, 53105 Bonn, Telefon: 
030/ 22480-500 oder 01805 101000 (Mo.-Fr. 9:00 
Uhr - 12:00 Uhr), Telefax: 030/ 22480-323,        
E-Mail: verbraucherservice-energie@bnetza.de. 

14.  Inkrafttreten 

Die Ergänzenden Bedingungen zur NDAV treten 
am 01.02.2017 in Kraft. Sie ersetzen die Ergän-
zenden Bedingungen vom 01.03.2011.  

 Anlagen 
Anlage 1: Anlage zu den Ergänzenden Bedin-
gungen der VersorgungsBetriebe Elbe GmbH zur 
NDAV (Preisblatt)  


